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Antwort 
der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Birgit Homburger, Rainer Funke, 
Rainer Brüderle, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP
– Druckache 15/492 – 

Statistische Auskunftspflichten von Unternehmen in Deutschland 
gegenüber den Statistikämtern von Bund, Ländern und Kommunen

Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r
Unternehmen in de r Bundesrepublik Deutschland sind ve rpflichtet, jährlich
den Statistikämtern von Bund, Ländern und Kommunen eine Fülle von Daten
zu Statistikzwecken, beispielsweise über die Anzahl von Mitarbeitern oder die
Gehalts- und Lohnstruktur, zuzuleiten. Dabei werden Daten in vielen Berei-
chen mehrfach abgefragt, was sowohl bei den Unternehmen als auch bei den
Statistikämtern einen erheblichen Verwaltungsaufwand verursacht. Besonders
für kleine und mittlere Unternehmen bedeuten statistische Erhebungen eine
besondere Kostenbelastung. 

Vo r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Die folgenden Antworten beziehen sich ausschließlich auf die Statistiken des
Bundes und die von Europa angeordneten amtlichen Statistiken, die von den
Statistischen Ämtern des Bundes und der Länder durchgeführt werden. Diese
Statistiken werden im Folgenden als Bundesstatistik bezeichnet.
Für Statistiken der Länder und der Kommunen ist die Bundesregierung nicht
zuständig. 

1. Welche Daten werden von welchem Statistikamt des Bundes, der Länder
und der Kommunen aufgrund welcher gesetzlicher Grundlagen von den
Unternehmen jährlich angefordert (bitte aufgelistet nach Art der Statistik
und anfordernder Ebene)?

Die Bundesstatistik basiert ausschließlich auf gesetzlichen Grundlagen. Neben
dem Bundesstatistikgesetz vom 22. Januar 1987 (BGBl. I S. 462, 565) gibt es
eine Vielzahl von einzelstatistischen Gesetzen und EG-Statistikverordnungen.
Insgesamt richten sich 62 jährliche und unterjährliche Erhebungen an die Leiter
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und Leiterinnen von Unternehmen, Betrieben oder Arbeitsstätten außerhalb der
Landwirtschaft (eine Auflistung ist als Anlage beigefügt). 

2. Welche Daten werden mehrfach abgefragt?

In der Bundesstatistik gibt es grundsätzlich keine Doppelerhebungen, da es sich
um ein koordiniertes, sich ergänzendes System von Statistiken handelt. 
Auf Seiten der Unternehmen besteht oftmals der Eindruck von Doppelerhebun-
gen, da vielfach Daten von Wirtschaftsverbänden bei ihren Mitgliedern oder
von Wirtschaftsforschungsinstituten erhoben werden. Diese Erhebungen sind
jedoch keine Erhebungen der amtlichen Statistik. 

3. Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, inwieweit die durch
die Statistiken erhobenen Informationen konkret in das Handeln und in die
Entscheidungen der Behörden einfließen?

Primäre Aufgabe der Bundesstatistik ist die Bereitstellung von Zahlenmaterial
für die gesetzgebenden Körperschaften, für die Bundesregierung und für die
Bundesverwaltung, in erheblichem Maße aber auch für die Länder und Ge-
meinden. 
Die durch die Bundesstatistik erhobenen Informationen dienen der Beobach-
tung und Beurteilung gesellschaftlicher, wirtschaftlicher und ökologischer Ent-
wicklungen. Sie sind vielfach Voraussetzung für rationale Zielsetzungen sowie
für Planungen, Entscheidungen, Maßnahmen und die Evaluation von Entschei-
dungen und Maßnahmen in vielen Politikbereichen. 
So sind für die Regierungsarbeit im Bereich gesamtwirtschaftlicher Analysen
und Projektionen Statistiken, insbesondere die Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen und die Wirtschaftsstatistiken, unverzichtbar. Ohne Statistiken
wäre auch der gesetzliche Auftrag zur Durchführung von Steuerschätzungen
und zur Finanzplanung nicht zu erfüllen. 
Dies sind nur Beispiele.
Ein vollständiger Überblick über die Nutzung statistischer Informationen in
den Behörden liegt der Bundesregierung – angesichts der Vielzahl der Nutzer
und Verwendungszwecke in Bund, Ländern, Gemeinden und den europäischen
Institutionen – nicht vor. 

4. Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, den erheblichen Verwal-
tungsaufwand, der durch die mehrfache Abfrage von D aten verursacht
wird, durch einen verbesserten Informationsaustausch zwischen den ein-
zelnen Statistikämtern zu minimieren?

Es gibt keine Mehrfacherhebungen von statistischen Daten durch das Statis-
tische Bundesamt und die statistischen Ämter der Länder (vgl. auch Antwort zu
Frage 2). Die Mehrzahl der Bundesstatistiken wird von den statistischen Lan-
desämtern erhoben und vom Statistischen Bundesamt zum Bundesergebnis zu-
sammengefasst. Daneben gibt es einige Bundesstatistiken, die vom Statis-
tischen Bundesamt zentral erhoben und veröffentlicht werden. Die statistischen
Landesämter erhalten hier die für ihren Bereich relevanten Ergebnisse.
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5. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung ergriffen, um Unternehmen
von amtlichen Erhebungen zu entlasten? 

Das Programm der Bundesstatistik ist in den letzten 20 Jahren sechsmal – 1980,
1984, 1986, 1993, 1994 und zuletzt in den Jahren 1995 bis 1997 – überprüft
worden. Seit 1997 hat die Bundesregierung weitere Maßnahmen zur Statistik-
vereinfachung und Entlastung der Wirtschaft verwirklicht. Beispiele sind die
Neukonzeption der Produktionsstatistik ab Januar 1999, die rund 11 000 Be-
triebe von ihren monatlichen und 17 000 Betriebe von ihren vierteljährlichen
Meldungen befreit hat, sowie die Verringerung der Zahl der Befragten in der In-
trahandelsstatistik um 26 000 Unternehmen. Die Jahreserhebung bei industriel-
len Kleinbetrieben wird in diesem Jahr durch eine Registerauswertung abge-
löst, die 57 000 Betriebe von der Berichtspflicht entlastet. 

6. Welche Maßnahmen plant die Bundesregierung, um Unternehmen von
amtlichen Erhebungen zu entlasten?

Der Abbau von Bürokratie ist ein Schwerpunkt der Arbeit der Bundesregie-
rung. Dabei wird auch die amtliche Statistik einen wesentlichen Beitrag zu leis-
ten haben. Es geht hierbei um die zentrale Frage, wie Kosten und Belastung bei
den Unternehmen durch die amtliche Statistik reduziert werden können, ohne
die informationelle Infrastruktur zu gefährden. Dabei ist zu berücksichtigen,
dass bereits über 60 % der Erhebungen von der EU durch Rechtsakte verbind-
lich angeordnet sind. 
Zur Vereinfachung der amtlichen Statistik sind die verstärkte Nutzung mo-
dernster Informationstechnologien, der behördeninterne Einsatz verbesserter
Steuerungsmethoden, die Flexibilisierung des institutionellen Rahmens und
– soweit es die Qualität der so produzierten Daten erlaubt – der Ersatz von Pri-
märerhebungen durch die verstärkte Nutzung von Verwaltungsdaten geplant. 
Der dem Deutschen Bundestag übermittelte Entwurf eines Verwaltungsdaten-
verwendungsgesetzes sieht vor, die für Konjunkturstatistiken wichtigen Daten
über „Umsätze“ in den Dateien der Finanzbehörden (aus dem Umsatzsteuervo-
ranmeldungs- und -vorauszahlungsverfahren) und über „Beschäftigte“ in den
Dateien der Bundesanstalt für Arbeit (aus dem Meldeverfahren zu den Sozial-
versicherungen) daraufhin zu u ntersuchen, ob diese Verwaltungsdaten sich
auch für konjunkturstatistische Zwecke eignen und ob dadurch Primärerhebun-
gen ersetzt werden können. Durch die Verwendung von Verwaltungsdaten
könnten mehr als 50 000 Unternehmen von der vierteljährlichen Erhebung im
Dienstleistungsbereich und bis zu 50 000 Unternehmen bei der vierteljährli-
chen Handwerksberichterstattung entlastet werden. 
Die Bundesregierung wird im Rahmen des „Masterplans Bürokratieabbau“ ge-
meinsam mit den Ländern weitere Möglichkeiten prüfen, die Unternehmen von
amtlichen Erhebungen zu entlasten.

7. Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, wie hoch die jähr-
liche Kostenbelastung der Unternehmen in Deutschland aufgrund der sta-
tistischen Erhebungen ist?

Das Statistische Bundesamt hat zwar im letzten Jahr auf der Grundlage des
neuen Unternehmensregisters eine erste Untersuchung der Belastung der Un-
ternehmen durch die zentral vom Bund erhobenen Statistiken vorgenommen
(Wirtschaft und Statistik, 10/2002). Es ist aber durch die Registerauswertung
nicht möglich, die Kosten im Un ternehmen zu ermitteln, insbesondere weil
keine ausreichenden Erkenntnisse über die zeitliche Inanspruchnahme beim



Drucksache 15/545 – 4 – Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode

Ausfüllen des Fragebogens oder die Einordnung der Tätigkeit der beauftragten
Personen nach Entlohnungsstrukturen vorliegen. 
Aktuelle belastbare Untersuchungen zur Unternehmensbelastung durch Bun-
desstatistiken liegen der Bundesregierung nicht vor. Eine Studie des Instituts
für Mittelstandsforschung „Bürokratie – ein Kostenfaktor“, die auch Aussagen
zur Statistikbelastung enthält, basiert auf dem Jahre 1994. Das Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Arbeit hat zu Beginn des Jahres 2003 die Aktualisie-
rung dieser Studie in Auftrag gegeben. Ihre Ergebnisse sollen Mitte des Jahres
vorliegen. 

8. Wie steht die Bundesregierung zu der Forderung, die geplante Hand-
werkszählung zu verschieben und stattdessen die Statistikregister auszu-
werten?

Die Bundesregierung bereitet derzeit eine Rechtsverordnung vor, mit der die
Handwerkszählung um vier Jahre verschoben und stattdessen eine Auswertung
des Statistikregisters vorgenommen werden soll. Auf der Grundlage dieser Aus-
wertung soll dann entschieden werden, ob künftig auf Handwerkszählungen
verzichtet werden kann. Dies würde eine Entlastung der Handwerksunterneh-
men bedeuten.
Die Befassung des Bundeskabinetts ist für das II. Quartal 2003 vorgesehen.

9. Wie steht die Bundesregierung zu der Forderung, Unternehmensgründer
in den ersten vier Jahren nach Gründung des Unternehmens von jeglichen
Statistikpflichten zu befreien?

Das Verfahren der Aktualisierung des Unternehmensregisters bei den statisti-
schen Ämtern führt dazu, dass Unternehmen, soweit es sich um echte Neugrün-
dungen handelt, derzeit erst nach ca. zwei Jahren nach ihrer Gründung in die
Stichprobenpläne der Bundesstatistik einbezogen werden. Sie dort zu berück-
sichtigen, ist nach den EU-Verordnungen vorgeschrieben. 

10. Unterstützt die Bundesregierung die Forderung, die Abschneidegrenzen
für unterjährige Berichtspflichten, unterhalb derer Unternehmen nicht be-
richtspflichtig sind, anzuheben, und wenn ja, bei welchen Unternehmen?

In verschiedenen Bundesstatistiken sind derzeit Abschneidegrenzen vorgese-
hen. Von Seiten der Europäischen Union wird jedoch dieses Verfahren aus
Gründen der mangelnden Repräsentanz der Strukturen für die Grundgesamtheit
abgelehnt. Das könnte bedeuten, dass dort, wo in der Bundesstatistik heute
noch mit Abschneidegrenzen gearbeitet wird, künftig Stichprobenverfahren
zum Einsatz kommen müssen. 

11. Welche Statistiken werden als Vollerhebungen und welche werden als
Stichprobenerhebungen abgefragt?

12. Wie steht die Bundesregierung zu der Forderung, Statistiken generell in
Stichprobenerhebungen umzuwandeln?

Von den 62 jährlichen und unterjährlichen Erhebungen, die sich an Unterneh-
men, Betriebe oder Arbeitsstätten richten, sind 45 Stichprobenerhebungen und
17 Teilerhebungen, die nur einen eng definierten Berichtskreis komplett erfas-
sen.
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